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a u ro ra  
Zei tung für  revolut ionäre Perspekt iven   

Die meisten von uns erinnern 

sich noch gut an den Ausbruch 

der Finanz- und Wirtschaftskrise 

vor über 10 Jahren. Die Folge 

war ein Anstieg der Arbeitslosig-

keit, Kurzarbeit, Konjunktur- und 

Sparpakete. Einige Staaten, wie 

Griechenland, Spanien und Irland 

hat die Krise an den Rand des 

Zusammenbruchs gebracht, wäh-

rend die deutsche und österreich-

ische Wirtschaft relativ glimpflich 

durch die Krise geschifft sind. 

Doch hier wie dort wurden die 

Arbeitenden für die Krisen-

bewältigung zur Kasse gebeten. 

Viele Unternehmen konnten die 

Konkurrenz abhängen und sind 

gestärkt wie nie. 

Lohnkonflikte und Stellen-

abbau 

In Deutschland und Österreich 

zeichnet sich ein ähnliches Bild 

ab. In der deutschen Chemie-

branche fordern die Unter-

nehmen in den laufenden Lohn-

verhandlungen praktisch eine 

Nullrunde, wegen der Wirt-

schaftslage. Die österreichische 

Metallindustrie ruft die Gewerk-

schaften zur Zurückhaltung auf, 

weil sich die Wirtschaft eintrübe. 

Typisch: In der Krise soll die 

ArbeiterInnenklasse verzichten, 

danach soll sie die Erholung 

nicht stören und jetzt würden die 

wirtschaftlichen Erwartungen 

keine Lohnerhöhungen zulassen. 

Die Verlierer sind immer die 

Arbeitenden. 

Die deutsche Autoindustrie plant 

die Streichung von zehntausen-

den Stellen. Dafür brauchen sie 

keine Krise. Trotz riesiger Gewin-

ne wollen sie die Profite auf dem 

Rücken der Arbeitenden er-

höhen. Das Opel-Werk in Wien 

hat schon ein Drittel der Beschäf-

tigten gekündigt, die Schließung 

ist absehbar. Und das obwohl 

der neue Eigentümer, der fran-

zösische Konzern PSA, mit Opel 

hohe Gewinne einfährt und erst 

eine Million Euro öffentliche För-

derung zur Standortsicherung 

eingestrichen hat. 

Statt der Rede vom Verzicht, 

braucht es eine offensive Antwort 

der ArbeiterInnen. Statt Rekord-

ausschüttungen an Aktionär-

Innen brauchen wir ordentliche 

Lohnerhöhungen. Wenn die Wirt-

schaft produktiver wird, sollten 

wir die Arbeitszeit reduzieren, bei 

vollem Lohn natürlich. Wenn die 

Unternehmen willkürlich Stellen 

abbauen, müssen wir ein Verbot 

von Kündigungen und Ent-     

lassungen fordern. 

Kommt die nächste Krise? 

Steht uns eine neue Krise bevor? 

Vielleicht. Wir wissen nicht, ob 

das Kartenhaus morgen oder 

erst übermorgen zusammen-

bricht. Die letzte Wirtschaftskrise 

wurde nicht gelöst, sondern mit 
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I 
n Deutschland und Österreich wird ein Konjunkturabschwung vorhergesagt. Gleichzeitig 
ist in den letzten Jahren das Geld für die Unternehmen nur so gesprudelt. Rekordgewinne 
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Steuergeldern und Niedrigst-

zinsen für die Banken und Kon-

zerne aufgeschoben und auf die 

Lohnabhängigen und die süd-

europäischen Länder abgewälzt. 

Weiterhin konkurrieren die großen 

Konzerne auf gesättigten 

Märkten, wo Produkte gekauft 

werden sollen, die nicht leistbar 

sind oder nicht gebraucht werden. 

Die internationale Lage wird 

immer instabiler. Der Handels-

krieg zwischen den USA und 

China mit gegenseitigen Straf-

zöllen dämpft den Welthandel, 

neue US-Zölle auf EU-Waren 

werden auch die deutschen 

Exporte betreffen. Auch der 

Brexit zieht seine Kreise und 

schafft Verunsicherung. Die 

wichtige italienische Wirtschaft 

gleicht einem Pulverfass. Das 

türkische Wirtschaftswunder, von 

dem auch die EU profitiert hat, ist 

zu Ende. Der internationale 

Währungsfonds prognostiziert 

das schwächste Wirtschafts-

wachstum seit zehn Jahren. 

Auch bei der Bekämpfung des 

Klimawandels werden die Regie-

rungen versuchen, die fossilen 

Industrien zu schützen. Anstatt 

aus ihren Gewinnen, die sie 

jahrzehntelang bewusst mit der 

Zerstörung des Klimas erzielt 

haben, einen ökologischen 

Umbau zu finanzieren, werden 

ihnen auch noch mit unseren 

Steuergeldern die Profite 

gesichert. 

Make Capitalism History 

Was auch passiert, die Unter-

ordnung unter die Interessen der 

Unternehmen ist die falsche 

Antwort. All diese Angriffe von 

oben erfordern Klassenkampf 

von unten. Der Kapitalismus 

beweist immer deutlicher, dass er 

nicht für die Masse der 

Menschen funktioniert, sondern 

nur für wenige Reiche. Es ist 

dringend an der Zeit, dass wir ihn 

zur Geschichte machen. 

Nun spielen sie ein doppeltes 

Spiel, um im Zuge von Maßnah-

men, die mit Klimaschutz begrün-

det werden und dabei eher selten 

dem Klima nützen, ihre Profite 

weiter hochzuhalten. Sie ver-  

suchen dabei auch, die Klima-

proteste für sich zu instrumentali-

sieren. Wir wollen uns etwas ge-

nauer die Strategien dieser Kon-

zerne in Deutschland und Öster-

reich anschauen. 

Die Energiekonzerne besitzen 

weltweit insgesamt fünfmal so 

viele Reserven, wie verbrannt 

werden dürften, damit das zwei 

Grad Ziel eingehalten werden 

kann.1 Die Konzerne und ihnen 

verpflichtete Staaten lassen es 

sich viel kosten, Zugang zu den 

Reserven zu erhalten und die 

Kontrolle darüber zu behalten. 

Deshalb gibt es auch weltweit so 

viele Konflikte um Gegenden mit 

bekannten oder vermuteten Öl- 

und Gasreserven. Die Konzerne 

werden nicht ohne Weiteres auf 

diese Reserven verzichten, für 

die sie Geld investiert haben und 

aus denen sie ihren Profit ziehen. 

So wurden weltweit insgesamt 

über 25 Billionen Dollar investiert, 

um Schürf- und Abbaurechte für  

Kohle, Öl- und Gasvorkommen 

zu bekommen, die bei einem 

Ausstieg aus der Verbrennung 

fossiler Energieträger zum      

großen Teil wertlos werden    

würden.2 Aus ihren Profiten fi-

nanzieren diese Energiekonzerne 

Kampagnen in den sozialen Me-

dien, aber auch ganze „wissen-

schaftliche“ Institute wie das   

EIKE-Institut oder die Heartland-

Foundation, um den menschen-

gemachten Klimawandel zu leug-

nen.3  

Ähnlich wie beim geplanten   

Kohleausstieg in Deutschland 

könnte unter dem Druck von 

Massenbewegungen, ein Aus-

stieg aus Öl und Gas be-

schlossen werden. An der Kohle-

kommission in Deutschland lässt 

sich gut ablesen, wie solch ein 

Ausstieg aussehen würde (vgl. 

auch S. 6 & 7). Die Unternehmen 

werden versuchen, den Ausstieg 

möglichst lange hinauszuzögern 

und möglichst viele ihrer Investi-

tionen in Profite umzuwandeln. 

Und wenn sie schließlich doch 

aus der Förderung aussteigen, 

werden sie ihre übrigen fossilen 

Reserven, das tote Kapital, nicht 

einfach abschreiben, sondern 

den Staaten in Rechnung stellen, 

wie es beim deutschen „Atom-

Ausstieg“ oder dem „Kohle-

kompromiss“ gelaufen ist. Zu 

groß wären sonst ihre Verluste. 

Es ist daher davon auszugehen, 

dass die bürgerlichen Regierun-

gen irgendwann und auf die eine 

oder andere Weise den Konzer-

Klimawandel: Die schmutzigen Tricks der Konzerne 

POLITIK 

D 
er menschengemachte Klimawandel hängt zu einem sehr großen Teil an Kernsektoren 

der heutigen Wirtschaft, nämlich der Autoindustrie und der Energiegewinnung aus fossi-

len Brennstoffen wie Kohle, Öl und Gas. Nicht umsonst haben sich diese Branchen jahr-

zehntelang gegen umweltfreundliche Veränderungen zur Wehr gesetzt und standen mit 

Unterstützung der Politik für ein verschmutzendes „Weiter so“.  
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nen ihre Reserven abkaufen 

werden, damit diese die Förde-

rung einstellen. Dass also wieder 

die Lohnabhängigen mit ihren 

Steuermitteln für die Klimakatas-

trophe bezahlen werden, die 

VerursacherInnen ungestraft da-

vonkommen und weiter ihr Un-

wesen treiben können. Das wird 

sich in Kürzungsprogrammen in 

Bereichen der Sozialfürsorge, 

der Gesundheit oder der Bildung 

ausdrücken. Ein beschleunigter 

Klassenkampf von oben würde 

alle verbliebenen Errungenschaf-

ten der ArbeiterInnenbewegung 

angreifen. Aber so wie es gerade 

aussieht, wird selbst dieser von 

den Arbeitenden und Erwerbs-

losen finanzierte „Ausstieg“ erst 

zu einem Zeitpunkt geschehen, 

an dem es zu spät sein wird, um 

dadurch den Klimawandel auf 

unter zwei Grad zu begrenzen.4 

Und was versuchen die Energie-

konzerne? Während die fossilen 

Energieträger verteidigt werden, 

halten sich alle gleichzeitig auch 

eine Sparte mit grüner Energie. 

Sie wollen sich einen grünen An-

strich geben, aber auch den An-

schluss nicht verpassen und ihre 

„Produktpalette diversifizieren“ 

— also aus mehr als nur Kohle, 

Gas und Öl Profite ziehen.  

Selbstverständlich hat auch 

RWE eine „Ökosparte“, feiert 

sich als weltweit zweitgrößter 

Windkraftproduzent auf See und 

verspricht bis 2040 „klimaneutral“ 

zu sein.5 Bis 2038 aber wird 

RWE sich an seine Kohlekraft-

werke klammern. Deshalb ist es 

nicht einfach möglich, zwischen 

den „bösen“ fossilen Energie-

konzernen und den „guten     

grünen‘“ Energielieferanten zu 

unterscheiden.  

OMV – ein österreichischer 

Ölkonzern 

Der größte Einzelemittent in   

Österreich ist die OMV, ein Öl- 

und Gas-Unternehmen, das zu 

ca. einem Drittel im Eigentum 

des österreichischen Staats ist. 

Der Vorstand schlägt vor, von 

Kohle auf Gas umzusteigen und 

warnt vor Klimahysterie. Mit der 

Umstellung auf Gas könne der 

CO2-Ausstoß um 50 Prozent ge-

senkt werden. Diese Argumente 

sind kein Zufall, immerhin ist die 

OMV auch am Bau der Gaspipe-

line North Stream 2 beteiligt, die 

2020 in Betrieb gehen soll. Die 

OMV will führender Anbieter 

beim Gashandel von Nordwest- 

bis Südosteuropa werden. Im 

Geschäftsbericht zum Jahr 2018 

steht: „Wir steigern Produktion, 

Profitabilität und Reserven […] 

Das Ziel bis 2025 lautet: Verdop-

pelung der Produktion auf täglich 

600.000 Fass und der Reserven 

auf mehr als zwei Milliarden 

Fass Öläquivalent.” Ein Ausstieg 

aus fossilen Energien sieht an-

ders aus! 

Dass Staaten Miteigentümer der 

größten Klimazerstörer sind, 

zeigt, dass eine Verstaatlichung 

allein nichts ändert. Solange die 

bürgerlichen Staaten, von den 

Lobbyisten der Konzerne be-

herrscht, die Energiekonzerne 

„kontrollieren“, wird sich nichts 

ändern. Etwas anderes wäre  

eine Enteignung unter der Kon-

trolle der Arbeitenden und der 

Klimabewegung! 

Wie die Autokonzerne sich  

gesundstoßen wollen 

Aber es sind auch nicht die Öl-

konzerne alleine, die für die Um-

weltzerstörung verantwortlich 

sind. Unschuldig argumentieren 

sie, dass sie ja nur das Benzin 

<< Die Energie-Konzerne besitzen weltweit 

insgesamt fünfmal so viele Reserven, wie 

verbrannt werden dürften, damit das zwei 

Grad Ziel eingehalten werden kann. >> 
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verkaufen, verbrannt werde es in 

den privaten Autos. Deshalb 

muss neben der Macht der Ener-

giekonzerne auch die Macht der 

Autoindustrie gebrochen werden, 

von der drei internationale 

Schwergewichte (VW, Daimler 

und BMW) in Deutschland sitzen. 

Die Autoindustrie hat zurzeit 

weltweit mit Absatzrückgängen 

zu kämpfen. In Westeuropa wur-

den im ersten Halbjahr 2019 3,5 

Prozent weniger Neuwagen zu-

gelassen als im Vorjahreszeit-

raum. Auf dem wichtigsten Markt 

China betrug der Rückgang so-

gar 14 Prozent.6  

Der Markt für klassische Ver-

brennungsmotoren stößt an    

seine Grenzen, die Konkurrenz 

ist mit Hybridantrieben oder der 

Entwicklung von Elektroautos 

weiter. Trotzdem: Elektroautos 

gibt es bislang noch sehr wenige. 

Entsprechend hoch sind die Er-

wartungen der Automobilindust-

rie für künftige Verkäufe und Ge-

winne, wenn sie es schaffen, 

dass der Automarkt auf Elektro-

autos umgestellt wird. Aber 

Elektroautos sind keine Lösung. 

Um das Klima zu retten, müssten 

Autos insgesamt massiv einge-

schränkt und dafür der öffentliche 

Nah- und Fernverkehr ausgebaut 

werden. Doch die Autoindustrie 

hat andere Pläne.  

Die Umstellung auf Elektroautos 

verspricht also für die Zukunft ein 

Bombengeschäft zu werden. So 

strebt VW nach Angaben seines 

Vorstandsvorsitzenden bis 2025 

einen E-Auto-Anteil von 20 und 

bis 2030 von 50 Prozent an.7 

Zunächst sind dafür aber hohe 

Investitionen nötig und von den 

neuen E-Auto-Modellen wird man 

in den ersten Jahren noch nicht 

so viel verkaufen können. Was 

also tun? Viel jammern und ge-

genüber der Regierung, somit 

gegenüber den Steuerzahler-

Innen, die Hand aufhalten, um 

sich die „notwendigen Umstruktu-

rierungen“ bezahlen zu lassen. 

Und dabei die öffentliche Debatte 

ums Klima, die unter anderem 

Fridays for Future hervorgerufen 

hat, ausnutzen. Das Klimapaket 

der deutschen Bundesregierung 

geht genau in diese Richtung 

(siehe S. 6 & 7). Entsprechend 

zeigt sich die Automobilindustrie 

– anders als KlimaexpertInnen – 

begeistert: „Daher ist es positiv, 

dass das Klimakabinett die 

schnelle Erarbeitung eines Mas-

terplans Ladeinfrastruktur be-

schlossen hat. (…) Der Verband 

der Automobilindustrie begrüßt, 

dass die Maßnahmen zur Förde-

rung der Elektromobilität verlän-

gert und verbessert werden.“8 

Gleichzeitig werden in der Auto-

industrie massiv Stellen abge-

baut. Schon 2016 – also lange 

vor der SchülerInnenbewegung 

gegen den Klimawandel – hatte 

VW angekündigt, bis 2025 in 

Deutschland bis zu 23.000      

Arbeitsplätze abzubauen. Nicht 

zuletzt, um die Zahlungen für den 

Dieselskandal aufzufangen. Vor 

einem halben Jahr haben sie 

nochmal nachgelegt: 4.000 Stel-

len sollen bis 2023 zusätzlich ge-

strichen werden. Ford Europa 

baut 12.000 Arbeitsplätze ab, 

davon 5.400 in Deutschland. Bei 

Daimler wird auch über massiven 

zukünftigen Stellenabbau speku-

liert. Aber nun wurde für die Kon-

zerne eine Entschuldigung für all 

das geliefert: das E-Auto. 

So lässt sich die Verantwortung 

auf die Klimapolitik und die Kli-

maproteste abwälzen. Obwohl es 

auch unabhängig von der 

„Verkehrswende“ kapitalistische 

Unternehmenspolitik ist, mit stän-

dig weniger Personal zu produ-

zieren, um die Profite auf Kosten 

der Arbeitenden hochzutreiben. 

Und die Produktivität, also die 

Leistung pro Arbeitskraft, wird 

immer weiter gesteigert. Bei VW 

wurden mit dem Betriebsrat Pro-

duktivitätssteigerungen von 

25  Prozent bis 2023 als Ziel ver-

einbart. Allein das ermöglicht 

massiven Stellenabbau unabhän-

gig von E-Autos. Dabei hat VW 

im ersten Halbjahr 2019 zehn 

Milliarden Gewinn gemacht! Das 

waren sogar nochmal zwei Milli-

<< Aber Elektroautos sind keine Lösung. Um das 

Klima zu retten, müssten Autos insgesamt massiv 

eingeschränkt und dafür der öffentliche Nah- und 

Fernverkehr ausgebaut werden. >> 
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arden mehr als ein Jahr zuvor. 

Und das, nachdem sie alle Welt 

mit falschen Abgaswerten be-

schissen haben. 

Ein Kampfprogramm für’s    

Klima und für die Arbeitenden 

Von den herrschenden Politiker-

Innen wird immer wieder gesagt, 

dass Klimaschutz sehr gut sei, 

aber nicht zu schnell umgesetzt 

werden könne, weil doch Arbeits-

plätze auf dem Spiel stünden. 

Auch die Gewerkschaftsspitzen 

stoßen gern ins gleiche Horn, wie 

der Chef der deutschen Industrie-

gewerkschaft Bergbau – Chemie 

– Energie (IG BCE) Michael Vas-

siliadis: „Noch in diesem Jahr ein 

Viertel der Kohlekraft abzuschal-

ten, wie von ‚Fridays for Future‘ 

gefordert, würde nicht nur Tau-

sende Menschen von heute auf 

morgen um ihren Job bringen, es 

würde auch die Sicherheit unse-

rer Stromversorgung gefährden.“ 

Mit solcher Angstmache vertei-

digt der Gewerkschaftschef nur 

die Interessen der Kohle-

konzerne. Allein RWE macht Mil-

liardengewinne und hat außer 

2015 und 2016 in den letzten 

Jahren stets gute Dividenden 

ausgeschüttet. Tatsächlich wäre 

genug Geld da, um die Arbeits-

plätze zu garantieren und       

KollegInnen in Erneuerbaren 

Energien und für den Rückbau 

der Kohleförderung einzusetzen. 

Dieses Gegeneinander — Aus-

spielen von Klimaschutz und Ar-

beitsplätzen — müssen wir zu-

rückweisen! 

Die Gefahr besteht, dass durch 

das Doppelspiel der Konzerne 

Arbeitende, die Sorge um ihren 

Arbeitsplatz haben, gegen die 

Umweltbewegung aufgebracht 

werden: Bei den Braunkohle-

arbeiterInnen in der ostdeutschen 

Lausitz hat die AfD bei den Land-

tagswahlen Anfang September 

mit Klimawandelleugnung und 

einer Kampagne für die Braun-

kohle gepunktet. 

Es wäre fatal, wenn die Jugendli-

chen von Fridays for Future sich 

instrumentalisieren ließen für ei-

ne vermeintliche Klimaschutzpoli-

tik zu Lasten der Arbeitenden 

und der Armen. 

Dem halten wir entgegen: Die 

Arbeitenden aus allen Branchen, 

ihr Fachwissen und ihre Erfah-

rungen sind nötig, um die Wirt-

schaft und die Industrie klima-

freundlich umzubauen! 

Der CO2-Ausstoß muss schnell 

auf Null gesenkt werden. Doch 

keine Existenz muss dabei ver-

nichtet werden. Allen betroffenen 

Beschäftigten müssen solange 

ihre vollen Gehälter weitergezahlt 

werden, bis für sie gute Ersatzar-

beitsplätze gefunden sind! 

Überall dort, wo klimaschädliche 

und überflüssige Dinge herge-

stellt werden oder all die Weg-

werfprodukte, die schnell kaputt 

gehen und uns zu immer neuem 

Geld ausgeben auf Kosten der 

Umwelt zwingen, überall dort 

kann man viel Ressourcen und 

CO2 einsparen – das heißt auch 

Arbeit einsparen. Aber zum einen 

müssen auch viele neue Arbeits-

plätze geschaffen werden: In der 

Herstellung von Windrädern und 

Solarpaneelen, im Gleisbau als 

Bus- und BahnfahrerInnen, usw. 

Zum anderen ist es nicht 

schlimm, wenn die Arbeit ab-

nimmt, denn das heißt auch die 

Arbeitsbelastung nimmt ab, der 

Stress, der schon heute viele Ar-

beitende kaputt macht. Nur die 

Löhne dürfen nicht abnehmen! 

Daher setzen wir uns ein, für Ar-

beitszeitverkürzung bei vollem 

Gehalt! 

Im 19. Jahrhundert mussten die 

Leute noch 12-14 Stunden täg-

lich arbeiten. Die ArbeiterInnen-

bewegung hat vor 100 Jahren 

den 8-Stunden-Tag erkämpft. 

Dafür gab es nicht weniger Lohn 

als vorher! Die Produktivität ist in 

diesen 100 Jahren unglaublich 

gestiegen und trotzdem werden 

oft immer noch 40 Stunden in der 

Woche gearbeitet. Wenn weniger 

Arbeit da ist, dann muss sie auf 

alle Schultern verteilt werden. Die 

großen Konzerne haben genug 

<< Dem halten wir entgegen: Die Arbeitenden aus 

allen Branchen, ihr Fachwissen und ihre Erfahrungen 

sind nötig, um die Wirtschaft und die Industrie 

klimafreundlich umzubauen! >> 
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Milliarden gescheffelt. Sie kön-

nen für eine allgemeine Arbeits-

zeitverkürzung zahlen, ohne dass 

Leute gekündigt und arbeitslos 

werden müssen. 

Der Umbau der Energieversor-

gung und Industrie muss in riesi-

gen und schnellen Schritten pas-

sieren. Wir können und wollen 

nicht warten, wie die Kapitalist-

Innen den Balanceakt probieren 

ihre Profite zu behalten und den 

CO2-Ausstoß zu senken. Wir 

brauchen einen Plan, um die 

Energieversorgung und die In-

dustrie umzustellen und die ver-

ursachten Schäden aufzu-

arbeiten. Aus den Vermögen der 

UmweltzerstörerInnen muss auch 

dieser Umbau bezahlt werden. 

 

 

 

In Deutschland spielt die Umwelt-

bewegung seit Jahrzehnten eine 

Rolle, mit den Grünen ist sogar 

eine Partei entstanden, die im 

Politikbetrieb fest etabliert ist und 

in allen möglichen Regierungs-

koalitionen bereits ihr Unwesen 

getrieben hat. Und Deutschland 

ist stets ganz vorne dabei, wenn 

es darum geht, sich mit Erklärun-

gen zum Klimaschutz zu beken-

nen. Soweit die Worte, leere Ver-

sprechungen. Was die Jugendli-

chen seit bald einem Jahr auf die 

Straßen treibt, ist die Realität. 

Die Erwartungen an das groß 

angekündigte Klimapaket des 

„Klimakabinetts“ – einem Teil der 

deutschen Bundesregierung –, 

waren nicht nur bei den Jugendli-

chen gering. Doch Wut und Em-

pörung waren groß, als die Pläne 

am Tag des weltweiten Klima-

streiks auf den Tisch kamen:  

Unter dem Vorwand, etwas ge-

gen den Klimawandel zu tun, ver-

stecken sich große Geschenke 

an Konzerne und Finanzinvesto-

ren. Und für das Klima? Nix! 

Bereits im Januar diesen Jahres 

verkündete die sogenannte 

„Kohlekommission“ ihre „Empfeh-

lungen“ zum ökologischen Um-

bau der Wirtschaft. In der Kom-

mission saßen unter anderen 

VertreterInnen der Sozialdemo-

kraten (SPD), der konservativen 

CDU, von den Gewerkschaften, 

den Umweltverbänden, den Bür-

gerinitiativen, den Grünen.  

Die Industrie, allen voran die 

Energiewirtschaft (Deutschland 

ist ein Kohleland, das zeigen die 

zuletzt für 2018 vollständig vorlie-

genden Zahlen, dass immerhin 

35,5 Prozent der Bruttostromer-

zeugung aus Braun- und Stein-

kohle kommen!) und die Auto-

industrie, haben ordentlich Druck 

gemacht und Schreckens-

szenarien über den Untergang 

des Wirtschaftsstandortes an die 

Wand gemalt. Aus Kreisen der 

CDU erhielt die Industrie große 

Unterstützung. Die „Empfeh-

lungen“ der Kohlekommission 

sahen schließlich den Ausstieg 

aus der Kohle bis 2038 vor… 

was für eine Ewigkeit und dies 

war laut Berichten von Journalist-

Innen ohnehin von den Energie-

konzernen eingeplant. Für den 

Umstieg sollen viele Milliarden 

aus dem Staatshaushalt locker 

gemacht werden. Gegen diesen 

Plan gab es eine einzige Gegen-

stimme in der Kommission und 

diese kam nicht von den Grünen 

und den Umweltverbänden. Das 

sagt viel über die Politik der   

Grünen aus und lässt voraus-

ahnen - was uns nach den 

nächsten Wahlen erwarten könn-

te, falls es die Grünen wieder in 

Deutschland: Was die Regierung unter „grünem“  

Kapitalismus versteht 
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die Regierung schaffen. Aber die 

Jugendlichen protestiern weiter-

hin. Und was macht die Indust-

rie?  

Über den Sommer machte sie 

mit vielfältigen Methoden weiter 

Druck: einerseits entdeckte sie 

den „armen kleinen Mann“, der 

nicht geschröpft werden dürfe 

und andererseits die Möglichkeit 

der Bepreisung von CO2. Der 

Versuch, alle Debatten hierauf zu 

fokussieren, sollte davon ablen-

ken, was dringend nötig wäre: 

ein sofortiger Stopp der Verbren-

nung von Kohle, Schluss mit den 

Subventionen für den fossilen 

Sektor und Kontrolle der Konzer-

ne. Und  nach jahrzehntelanger 

Anhäufung von Profiten sollten 

die Konzerne und nicht die steu-

erzahlenden Arbeitenden ver-

pflichtet werden, für diese Maß-

nahmen zu bezahlen. 

Am Freitag, 20. September, als 

in Deutschland alleine 1,4 Millio-

nen Menschen „climate justice“ – 

Klimagerechtigkeit – forderten, 

packte das „Klimakabinett“ sein 

„Klimapaket“ auf den Tisch. 

Fürs Klima ist das Paket eine 

Katastrophe, nicht aber für  

Industrie und InvestorInnen 

Erster Gewinner ist die Autoin-

dustrie. Der Staat hat sie erhört. 

Mit vielfältigen Maßnahmen sol-

len im Prinzip mehr Autos und 

LKWs auf die Straßen gebracht 

werden, wobei Elektroantriebe 

dabei im Zentrum stehen.  

Währenddessen PredigerInnen 

des „grünen Kapitalismus“ und 

PolitikerInnen uns mit Hilfe der 

Gewerkschaftsspitzen vorbeten, 

dass die SteuerzahlerInnen (also 

wir) für Investitionen in neue 

Technologien und für Stellen-

streichungen blechen sollen. 

Weitere Gewinner sind die Ener-

giekonzerne. In Deutschland ist 

dieser Sektor von vier großen 

Monopolisten dominiert: RWE, 

Vattenfall, E.on und EnBW. Sie 

erhalten mit dem Klimapaket Ga-

rantien, dass noch bis 2038  

Kohlekraftwerke und Braunkohle-

tagebaue betrieben werden   

können. Steigen sie früher aus, 

sollen sie Entschädigungen er-

halten. Für den Ausbau Erneuer-

barer Energien soll es finanzielle 

Förderungen aus dem Staats-

haushalt geben. Aber was ist die 

Konsequenz aus alldem? Kurz 

nach Verkündigung des Klimapa-

ketes erklärten RWE und E.on 

den Vollzug eines milliarden-

schweren Tauschgeschäftes. Am 

Ende wird RWE (bislang größter 

Kohle- und Atomstromprodu-

zent!) größter Anbieter Erneuer-

barer Energien. Als Entschädi-

gung für die Abschaltung der 

Kohlekraftwerke fordert der Vor-

stand bereits 1,5 Milliarden Euro 

pro abgeschaltetem Gigawatt 

und zusätzlich gibt es reichhaltig 

Fördertöpfe für den Ausbau Er-

neuerbarer Energien. Und was 

bleit nach der Kohle? Für das 

Aufräumen der Regionen bietet 

der Staat bereits seine Hilfe an. 

Das ist eine klare Win-Win      

Situation für RWE & Co. 

Auch die viel diskutierte CO2-

Bepreisung, wie sie Eingang in 

das Klimapaket gefunden hat, ist 

ein schlechter Witz: in den 

nächsten Jahren soll der Handel 

mit Zertifikaten, also Verschmut-

zungsrechten, ausgebaut wer-

den. Eine Farce fürs Klima, aber 

eine Lizenz zum Gelddrucken für 

SpekulantInnen und zum Zerstö-

ren der Umwelt. Alle ExpertInnen 

kritisieren offen, dass dieses Pa-

ket die Klimakatastrophe kein 

bisschen aufhalten wird. Das 

hielt Merkel nicht davon ab, sich 

auf dem Klimagipfel in New York 

als Vorreiterin in Sachen Klima-

schutz aufzuspielen. „How dare 

you? You have stolen my dreams 

and my childhood“ (Wie könnt ihr 

es wagen? Ihr habt mir meine 

Träume und meine Kindheit ge-

stohlen) schrie Greta Thunberg 

den versammelten PolitikerInnen 

entgegen. Recht hat sie! 

Aber sie wagen es, und es geht 

hinter den Kulissen weiter. Selbst 

das bisschen an Erklärungen 

zum Klimaschutz im Klimapaket 

ist der Industrie schon zu viel. Mit 

Hilfe der CDU ließen sie in den 

letzten Tagen sogar die Selbst-

verpflichtungen zu den Klima-

zielen für 2050 – die sowieso nur 

Worte sind - aus dem Klimage-

setz streichen bzw. noch mehr 

verwässern. 

Die KapitalistInnen sind nicht in 

der Lage, die Klimakatastrophe 

aufzuhalten, aber sie sind flexibel 

genug, sich anzupassen und 

neue Technologien und Strate-

gien zu entwickeln und zu nut-

zen, aber allein in ihrem eigenen 

Interesse, nicht in dem der 

Menschheit, nicht in dem des 

Planeten, sondern nur ihren Pro-

fitinteressen entsprechend. 

Lassen wir uns nichts vorma-

chen: Auch „grüner“ Kapitalismus 

bleibt Kapitalismus… 
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<< How dare you? You have 

stolen my dreams and my 

childhood >> 
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Protest gegen Stellenabbau  

in Berlin Siemensstadt 

Trotz dieser Kampfbereitschaft 

erklärte die IG Metall auf der Ab-

schlussveranstaltung, dass es zu 

spät sei, die Ausgliederung im 

Schaltwerk zu bekämpfen. Um 

das Kräfteverhältnis gegen einen 

Riesen wie Siemens aufzubauen 

muss allerdings der Kampf so 

breit wie möglich organisiert wer-

den. Es fehlt nicht an wütenden     

Leuten: zum Beispiel war eine 

Kollegin aus Solidarität auf der 

Demo, auch wenn ihr eigener 

Betrieb „Infinera“ zwei Wochen 

später schließen soll. Und die 

Demonstration hätte leicht noch 

größer werden können: Beschäf-

tigte von Osram, die direkt ne-

benan arbeiten, aber erst am 

Morgen und zufällig von der    

Demo erfahren haben, waren 

sauer, den Protest nur durch die 

Fenster ihres Betriebs sehen zu 

müssen. Ein Kollege urteilte, 

dass es „eine Frechheit“ sei, eine 

Demonstration „für gute Arbeits-

plätze in Spandau“ (so hatte IG 

Metall die Demonstration ge-

nannt) zu organisieren, ohne die 

KollegInnen von Osram einzu-

laden. Denn auch Osram ist seit 

Jahren von Stellenabbau und 

Angst um die Arbeitsplätze be-

troffen.   

Fünf Tage nach der Demonstrati-

on verkündete die IGM Metall 

Neuigkeiten. So will Siemens nun 

statt 470 nur 410 Stellen im 

Schaltwerk abbauen, was für die 

Betroffenen kaum einen Trost 

darstellt. 

Besonders krass: Während Sie-

mens 2018 gut 6 Milliarden Euro 

verdiente, lässt sich der Konzern 

aus Steuergeldern beschenken. 

So ist in den folgenden Jahren 

eine große Baustelle in Berlin-

Spandau geplant: die Politik soll 

hunderte Millionen ausgeben, um 

für Siemens eine neue 

„Siemensstadt 2.0“ aufzubauen. 

Auf der Demonstration hat der 

Spandauer Bezirksbürgermeister 

Kleebank (SPD) jammernd er-

klärt, dass er Siemens „unloyal“ 

fände. Dass Siemens die Millio-

nen bekommen wird, stellt er 

aber nicht in Frage. Der Meinung 

vieler Demonstranten nach sollte 

diese Demonstration im Septem-

ber nur ein Anfang sein: um den 

Stellenabbau zu stoppen, werden 

sie sich nur auf ihre eigene Kräfte 

verlassen können! 

Mehr auf: www.sozialismus.click/

category/aus-den-betrieben/

osram 

<< Während Siemens 2018 gut 6 Milliarden 

Euro verdiente, lässt sich der Konzern aus 

Steuergeldern beschenken. >> 

 
AUS DEN BETRIEBEN 

A 
m 19. September haben 800 Beschäftigte von Siemensbetrieben in Berlin-Siemensstadt 
gegen den geplanten Stellenabbau demonstriert. Ein großer Kreisverkehr am Eingang zum 
Stadtviertel Spandau war eine halbe Stunde lang blockiert. Die Wut gegen Siemens ist 
groß. Es stehen wieder hunderte Arbeitsplätze auf dem Spiel. Diesmal läuft der Stellenab-

bau durch eine Abspaltung des Bereichs „Hochspannung“ im Siemens-Schaltwerk. Kolleg*Innen 
trugen ein Plakat: „Die 470 könnten wir sein!“. 
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W 
ie viele staatliche Betriebe wurde Mitte der 1990er – trotz viel Kritik – die Bundesbahn 
privatisiert und auf der Schiene der heilige Wettbewerb losgelassen. Wie sieht‘s heute 
bei der Deutschen Bahn aus? Erinnern wir uns, wie wurde damals die „Bahnreform“ 
begründet? Investitionsstau, schrumpfender Verkehr, Überschuldung der Bundes-

bahn… Alles sollte mit der Privatisierung besser werden. Doch in den letzten 15 Jahren stiegen die 
Preise im Nahverkehr um 53% und im Fernverkehr um 47%, tausende Kilometer Gleise wurden ab-
gebaut, die Zugverspätungen nehmen zu, der Bahnverkehr benötigt heute mehr Steuermittel, hun-
derttausende Arbeitsplätze gestrichen, es gibt brennende ICE-Züge… ach ja, und 
„Investitionsstau“ und Schulden. 

Deutschland: 25 Jahre Bahnreform 

AUS DEN BETRIEBEN 

Die Zukunft der Bahn liegt…  

im Bus? 

Weil der Wettbewerb so toll ist 

und es mit den vielen profit-

getrimmten Privatbahnen so viel 

besser läuft als bei der ollen 

staatlichen Bundesbahn, fahren 

jetzt in Bayern auf den Neben-

strecken… Busse! Nach DB    

Regio (Deutsche Bahn) hat es 

nun auch die Länderbahn 

(Netinera) fett erwischt: Züge fah-

ren auf bestimmten Strecken bis 

31. Oktober gleich gar nicht 

mehr, nachdem es schon        

wochenlang Ausfälle gegeben 

hat. Keine Baustelle, kein Un-

wetter, schnöder Personalmangel 

ist die Ursache. Die Bahnen 

schichten den letzten Rest auf 

die Hauptstrecken und die Leute 

in den kleineren Städten steigen 

aufs Auto um, um zur Arbeit zu 

kommen. Vorwärts mit der Bahn 

ins 20. Jahrhundert! 

Aber grüüüün ist sie doch 

Das mit dem Zugfahren macht 

zwar Probleme, aber dafür haben 

die neuen ICEs im Fernverkehr 

grüne Streifen statt der üblichen 

roten, um dem Ganzen einen öko-

logischen Anstrich zu verleihen.  

„Schnellster Klimaschützer“ steht 

auch drauf. Deutsche Bahn-Chef 

Lutz strahlt zufrieden in die Ka-

meras angesichts dieses greege-

washten Gaga-PR-Coups. Aber 

fahren die neuen Dinger auch 

oder sind die nur hübsch? Um 

dieser Heuchelei noch eins drauf-

zusetzen, ist die DB auch der 

größte Käufer von Glyphosat. 

Zuletzt spritzt die Bahn noch 

60.500 km ihrer Gleise mit dem 

giftigen Unkrautvernichter, der in 

Grundwasser und angrenzende 

Gemüsegärten geht. Und die an-

geblichen 100% Ökostrom im 

Fernverkehr, mit dem viel Wer-

bung gemacht wird, schrumpfen 

beim genauen Hinsehen auf nur 

57%. Der Rest kommt aus Kohle- 

und Atomkraftwerken. Von sol-

chen PR-Maschen wird man 

ganz grün… vor Verärgerung. 

Zuviel des Guten ist schlecht 

für die Autobranche 

Autominister… äähhh Bundes-

verkehrsminister Scheuer hatte 

vor dem Sommer seine Pläne zu 

Klimaschutzmaßnahmen vorge-

legt. Viel hat der Transportsektor 

seiner Meinung nach nicht zum 

Klimaschutz beizutragen. Verla-

gerung des Güterverkehrs auf die 

Schiene? Nicht so sein Ding. Im 

vergangenen Jahr wurden mit 

LkWs 3,7 Mrd. Tonnen Güter 

transportiert, aber nur 0,4 Milliar-

den auf Schienen. Scheuers Mi-

nisterium will daran nichts än-

dern... zugunsten der Auto-

industrie. VW, Daimler, sie wer-

den zufrieden sein. 

DB - süchtig nach Abbau 

Dazu passt, dass es bei der DB 

weitere Planspiele gibt, den Gü-

terverkehr zu rasieren. Die Hälfte 

der Güteverladestellen könnte 

geschlossen werden, Zehntau-

sende Arbeitsplätze würden ge-

strichen. Erst kloppen diese Ma-

nager auf jedes Stück Bahn ein, 

um es auf Profit zu trimmen, und 

wenn es dann „schlecht“ läuft, 

werden die Bahnteile zu 

„sanierungsbedürftigen Sorgen-

kindern“. 

Mehr auf: www.sozialismus.click/

category/aus-den-betrieben/

utsche-bahn 

<< Seit Jahren werden unsere Arbeitsbedingungen 

immer schlechter, obwohl das Unternehmen 

Milliarden Gewinne schreibt. >> 



Seite | 10 

 

AUS DEN BETRIEBEN 

 Krankenhäuser in Wien:  
Interview „Es braucht mehr Personal.“ 

Welche Themen und Probleme 

beschäftigen die KollegInnen 

derzeit am stärksten? 

Das Thema Optierung (freiwilliger 

Umstieg, Anm. der Redaktion) 

und das neue Gehaltsschema 

sind sehr aktuell. Die anderen 

Themen, die gerade diskutiert 

werden, sind nicht neu, sondern 

alt. Das sind: der Personalschlüs-

sel, das Arbeitsmaterial und die 

Forderung nach Altersteilzeit.  

Wie hast du von der Bewegung 

„Gleicher Lohn für gleiche Ar-

beit“ erfahren? 

Ich habe durch die Aktionen der 

Initiative „Care Revolution 

Wien“ (Basisinitiative in der Pfle-

ge, die 2015-2016 mit Demos, 

Flashmobs und Versammlungen 

für Aufmerksamkeit sorgte, Anm. 

der Red.) vor drei Jahren ein of-

fenes Ohr für solche Dinge be-

kommen. Ich habe also Ohren 

und Augen offengehalten. Auf 

meiner Station gibt es aktive Kol-

legInnen und Flugblätter und Ver-

sammlungen gab es auch. 

Wie organisiert sich die Bewe-

gung in deinem Krankenhaus? 

Was bräuchte es aus deiner 

Sicht, damit die Bedingungen 

in den Krankenhäusern für Be-

schäftigte und PatientInnen 

besser werden? 

Mehr Personal. (…) Der Perso-

nalschlüssel macht’s aus. Da 

geht’s um Überstunden, Kran-

kenstände aufgrund von Überfor-

derung, PatientInnengefähr-

dungen, die laufend stattfinden 

und mittlerweile akzeptiert wer-

den.  

Wie schlägt sich das im Ar-

beitsalltag nieder? 

In weiterer Folge heißt das, dass 

Stationen oder Betten gesperrt 

werden und dass Stationen be-

stimmte Bereiche nicht mehr mit-

betreuen können – und diese 

dann wieder von anderen über-

nommen werden müssen. Dass 

Ambulanzen lange Wartezeiten 

haben, hat auch seine Gründe.  

Hast du das Gefühl, dass sich 

durch die Proteste schon was 

verändert hat? 

Die neuen Dienstverträge und die 

fehlende Optierungsmöglichkeit 

waren wie ein Tropfen, der das 

Fass zum Überlaufen gebracht 

hat. Der Grad der Informiertheit 

und das Interesse sind gestie-

gen. Die Stimmung ist kämpferi-

scher, wenn auch nicht so sehr, 

wie ich es mir wünschen würde. 

Aufgrund der Arbeitsbelastung 

gab und gibt es immer wieder 

Kündigungen in großen Wellen. 

Es wäre schön, wenn die Leute 

so kämpferisch wären, um ge-

meinsam mehr zu erreichen.  

Eine Langfassung des Interviews 

findet sich auf 

www.sozialismus.net  

 

<< Auf vielen Stationen ist der 

Notbetrieb seit Jahren der 

Normalzustand  >> 

A 
m 24. September fand in Wien eine Demonstration der Pflegebewegung „Gleicher Lohn 

für gleiche Arbeit“ statt. Die kämpferische Demonstration, die von BasispflegerInnen or-

ganisiert worden ist, hat lautstark das Rathaus umkreist, um für die Möglichkeit eines Um-

stieges in ein neues Gehaltsschema zu protestieren. (Wir haben in aurora Nr.1 berichtet). 

Wir haben im Anschluss ein Interview mit dem Pfleger Rene geführt.  
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<< ...eine Fabrik, eine Belegschaft, KollegInnen halten zusammen. >> 

AUS DEN BETRIEBEN 

W 
ir alle arbeiten in 
der gleichen Fabrik, 
sind aber bei ver-
schiedenen Firmen 

angestellt. Die meisten von uns 
direkt bei Gillette, aber viele 
auch bei Sodexo, Albrecht, 
Schenker, Randstad und so wei-
ter. Wir ArbeiterInnen werden 
aufgeteilt nach Firmen, tragen 
verschiedene Arbeitskleidung 
und haben verschiedene Ar-
beitsbedingungen und Löhne. 
Das führt so weit, dass in man-
chen Abteilungen alle blau tra-
gen bis auf einen. Der 
„Außenseiter" ist dann gleich zu 
erkennen. So beginnt Spaltung. 

Für P&G hat das nur Vorteile: Je 
geteilter wir als Belegschaft sind, 
desto schwieriger können wir 

uns gemeinsam wehren. Wenn 
bei Sodexo jemand rausfliegt, 
welcher Kollege von Gillette 
macht den Mund auf? Wenn 
Mach3 nach Polen verlagert wird 
und Arbeitsplätze gestrichen 
werden, was interessiert das  
eine Kollegin von Randstad? Die 
Spaltung der Belegschaften gibt 
es nicht nur bei uns, sondern in 
fast allen großen Firmen, oftmals 
noch viel schlimmer als bei uns. 
Die ArbeiterInnenbewegung hat 
viele Verbesserungen gegen die 
Unternehmen durchgesetzt, in-
dem Belegschaften geschlossen 
auftreten und gemeinsam ihre 
Forderungen durchsetzen. Die 
Spaltung in verschiedene Firmen 
ist auch eine Reaktion der Unter-
nehmen darauf und soll die Kraft 

von uns ArbeiterInnen schwä-
chen. Wir können dagegen hal-
ten, indem wir jeden Arbeiter  
und jede Arbeiterin in der Fabrik 
als KollegInnen sehen, egal wel-
che Farbe die Arbeitskleidung 
hat. Manchmal sagt man den 
KollegInnen von anderen Firmen 
nicht mal richtig Hallo, aber auch 
das liegt an uns. Ob Gillette oder 
Sodexo oder Randstad, wir alle 
arbeiten in der gleichen Fabrik: 
eine Fabrik, eine Belegschaft, 
KollegInnen halten zusammen. 

Mehr auf: www.sozialismus.click/
category/aus-den-betrieben/
gillette 

Gillette: 

Ein Unternehmen, eine Belegschaft 
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AUS DEN BETRIEBEN 

W 
as heute noch wie 

ein schlechter 

Scherz klingt, könn-

te bald bittere kapi-

talistische Realität werden. Zu-

mindest wenn es nach der Logik 

der im Juli veröffentlichen Ber-

telsmann-Studie geht, durchge-

führt vom Berliner Institut für Ge-

sundheits- und Sozialforschung. 

Die Kernaussage dieser Studie 

lautet: Von den momentan rund 

1400 Krankenhäusern in 

Deutschland sollen weniger als 

600 erhalten bleiben. 

Überhaupt war das Medienecho 

gut vorbereitet und ausreichend 

finanziert - es wurde das Beste 

an ExpertInnen und Journalist-

Innen aufgeboten, das für Geld 

käuflich war - denn aus ihrer 

Sicht könnte man mit aus-

reichend Propaganda selbst Hüh-

ner dazu bringen, den Fuchs zu 

ihrem Anführer zu wählen. Ähn-

lich pompös war einer der letzten 

großen Angriffe auf das Gesund-

heitswesen, die Durchsetzung 

des DRG-gestützten Abrech-

nungssystems in den Kranken-

häusern unter Gerald Schröder. 

Mit umfangreichen Studien war 

ganz vorne mit dabei – Bertels-

mann. Dass dieses Abrech-

nungssystem neben der unzu-

reichenden Finanzierung maß-

geblich für die heutigen Probleme 

an vielen Krankenhäusern ver-

antwortlich ist, hat die Studie 

schlicht übersehen – rein zufäl-

lig? Wer´s glaubt... 

Zurück zur aktuellen Studie. Ne-

ben Qualität und Personalmangel 

steht hier vor allem eins im     

Fokus: die Wirtschaftlichkeit des 

Gesundheitswesens. Aus einem 

unternehmerischen Blickwinkel 

sind weniger, aber dafür größere 

Krankenhäuser weitaus profitab-

ler. Und mit einem derzeitigen 

Umsatz von 100 Mrd. Euro rei-

ben sich private Krankenhaus 

Konzerne wie Fresenius-Helios 

(wozu auch die Rhön Kliniken 

gehören) die Hände, wenn diese 

Pläne durchgesetzt werden.  

Und wie das für die Bevölkerung 

aussieht sehen wir z.B. in Grie-

chenland, welche Verheerungen 

die Einsparungen und Privatisie-

rung auf Druck der Troika ange-

richtet haben. Ähnliches in Groß-

britannien, wo sowohl Labour als 

auch die Konservativen über Jah-

re das Nationale Gesundheits-

system gezielt gegen die Wand 

gefahren haben – im Namen der 

Wirtschaftlichkeit. 

Seien wir keine Hühner und jagen 

wir die Füchse vom Hof. In einem 

Krankenhaus kann und darf es 

nicht um kapitalistische Betriebs-

wirtschaft gehen. Es ist zu spät, 

wenn der Arzt an deinem Bett 

sagt: „Sie rechnen sich nicht 

mehr. Ich schalte jetzt die Geräte 

ab.“ Das Genfer Gelöbnis der  

MedizinerInnen fordert: „Die Ge-

sundheit und das Wohlergehen 

meiner Patientin oder meines Pa-

tienten werden mein oberstes An-

liegen sein.“ Nur das kann unser 

Maßstab sein, egal wie unwirt-

schaftlich es auch scheinen mag. 

 

Mehr auf: www.sozialismus.click/

category/aus-den-betrieben/

charite 

Das Krankenhaus und der Profit 
<< Wir haben das noch mal durchkalkuliert. Ist nichts Persönliches, aber ihre Heilung ist für 

uns betriebswirtschaftlich nicht sinnvoll. Beachten sie auch unsere günstigen Tarife für die 

Sterbehilfe. Bei Organspenden gibt es Rabatt. >> 
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Nach der Wahl ist vor der Wahl 

Ex-Bundeskanzler und ÖVP-Chef 

Kurz setzt auf eine Fortführung 

seiner Kahlschlag-Reformen: 

„Unser Weg hat erst begonnen“. 

Die Wahlplakate lesen sich wie 

eine Drohung. Die FPÖ wirbt im 

Wahlkampf damit, die „Koalition 

für unsere Heimat fortsetzen“ zu 

wollen. Die ehemalige Regierung 

wird als eine verkauft, die den 

„Reformstau“ endlich überwun-

den hätte – egal wem diese 

„Reformen“ etwas bringen.  

Ganz in diesem Sinne haben im 

Wahlkampf fast alle Parteien das 

Thema „Steuerreform“ bedient. 

Gemeint sind damit vor allem     

Steuergeschenke an Reiche und 

Kürzungen von Sozialver-

sicherungsbeiträgen. Vor zwei 

Jahren war Migration das wich-

tigste Thema im Wahlkampf und 

laut Umfragen die größte Sorge 

der Bevölkerung. Das Thema 

wird auch in diesem Wahlkampf 

bedient, aber weniger stark.  

Klimawahlkampf 

Die #Fridays for future haben den 

Klimawandel zum Hauptthema 

gemacht. Plötzlich gibt es nur 

noch Öko-Parteien. Diskussionen 

um CO2-Steuern haben die De-

batten geprägt. Die Parteien ha-

ben sich dabei gegenseitig er-

klärt, wie sie weder die Armen 

noch die Unternehmen belasten 

wollen. Keine Partei hat jedoch 

ein glaubwürdiges Konzept zur 

Bekämpfung des Klimawandels 

vorgelegt und niemand ist bereit 

die Unternehmen und damit die 

Verantwortlichen des Klimawan-

dels, zur Kasse zu bitten. 

Farbenspiele 

Das Wahlergebnis lässt einige 

Möglichkeiten offen, vermutlich 

wird es längere Koalitions-

verhandlungen geben. Sebastian 

Kurz ist gestärkt aus den Wahlen 

hervorgegangen, hat seine Kon-

kurrenz hinter sich gelassen und 

kann sich aussuchen, wer ihn 

zum Kanzler machen soll. Am 

liebsten wäre ihm eine Koalition 

mit den neoliberalen NEOs, dafür 

gibt es aber keine Mandatsmehr-

heit. Der Wiedereinzug der Grü-

nen ins Parlament mit plus 10 

Prozent könnte ihnen eine Regie-

rungsbeteiligung bringen.  

Schwarz-Grün wäre aus Sicht 

des Kapitals auch die beste Ant-

wort auf die Klimabewegung. Tei-

le davon könnten in die Regie-

rung integriert werden und dem 

österreichischen Kapitalismus 

einen grünen Anstrich verpassen.  

Auch wenn die FPÖ für Kurz in-

haltlich die beste Wahl wäre, 

könnte die deutliche Wahlnieder-

lage die FPÖ in die Opposition 

zwingen. Die FPÖ ist nach dem 

Ibiza-Video und der Spesenaffäre 

rund um Strache auch zu einem 

noch unzuverlässigeren Partner 

geworden und ist mit parteiinter-

nen Konflikten beschäftigt. Die 

SPÖ hat ihr historisch schlech-

testes Wahlergebnis eingefahren, 

und das als Oppositionspartei 

unter einer Sozialabbauregie-

rung. Nachdem Kurz die Sozial-

partnerschaft zerstören wird, ist 

eine Koalition mit der SPÖ 

schwer vorstellbar und nur auf 

Grundlage eines totalen Kniefalls 

vor der ÖVP möglich. 

Klassenkampf 

Kurz sitzt nach wie vor fest im 

Sattel, auch wenn ihm der wirt-

schaftliche Konjunkturabschwung 

weniger Möglichkeiten lässt, als 

zu Beginn seiner Amtszeit.  

WAHLEN 

Wahlen in Österreich 

A 
m 29. September gab es in Österreich nach nur zwei Jahren Neuwahlen. Vorangegangen 

war eine rechtskonservative Koalition aus ÖVP und FPÖ, die anderthalb Jahre lang      

regierte. In rasantem Tempo wurde Politik für die Unternehmen gemacht, Errungen-

schaften der ArbeiterInnenbewegung angegriffen, Kürzungen bei MigrantInnen und     

Armen durchgesetzt und die Arbeitenden gespalten. 

Ergebnis der Wahlen  

29. 09. 19 (Auswahl)  

ÖVP:     37,1 

SPÖ:     21,7 

FPÖ:     16,1 

Grüne:   14,0 

NEOS:   7,8 

8.000 Menschen demonstrieren zwei Tage vor der Wahl in Wien. 



Seite | 14 

 

Irak: Massendemonstrationen und  

staatliche Morde 

INTERNATIONAL 

Ibiza-Chronologie 

Die ÖVP-FPÖ Koalition nahm im Mai ein jähes Ende. 

Am 17. Mai wird das bekannte Ibiza-Video veröffent-

licht, in dem Ex-FPÖ-Chef Strache und Ex-FPÖ-

Klubobmann (Parteivorsitzender) Gudenus im Gegen-

zug zu Spenden an die FPÖ Staatsaufträge und ande-

re Entgegenkommen an eine angebliche russische 

Geschäftspartnerin in Aussicht stellen. Am 18. Mai tre-

ten Strache und Gudenus von ihren Funktionen zu-

rück.  

Danach fordert Kanzler Kurz, dass Innenminister Kickl, 

der international für negative Schlagzeilen gesorgt hat, 

zurücktreten soll. Es tritt die gesamte FPÖ-

Regierungsmannschaft ab und Kurz besetzt die Minis-

terposten mit ihm nahestehenden Personen. Am 27. 

Mai zwingt ein von SPÖ und FPÖ unterstützter Miss-

trauensantrag diese Regierung zum Rücktritt. Eine so-

genannte „ExpertInnenregierung“ wird angelobt. 

Klar ist jedenfalls: jede mögliche Koalition wird 

die Einsparungen bei den Arbeitenden und Ar-

men fortsetzen und versuchen, ihnen die     

Kosten für den Klimawandel anzuhängen. Zwei   

Tage vor den Wahlen haben über 100.000 

mehrheitlich junge Menschen für die Bekämp-

fung der Klimakatastrophe demonstriert. Die 

Aufgabe für die antikapitalistische Linke besteht 

jetzt darin, diese inspirierende Bewegung in die 

Betriebe zu tragen und mit den Anliegen der 

Arbeitenden zu verbinden. Dafür muss auch in 

der Klimabewegung für diese Verbindung und 

gegen ein Abwälzen der Kosten des Klimawan-

dels auf die ArbeiterInnenklasse gekämpft wer-

den.  

S 
eit dem 1. Oktober gibt 

es im Irak Massen-

proteste gegen die kor-

rupte Regierung und 

das wirtschaftliche Elend. In die-

sem Land, das täglich Öl im Wert 

von 300 Mio. Dollar fördert, liegt 

die Jugendarbeitslosigkeit bei gut 

20%. Fast jeder vierte Mensch im 

Irak lebt in Armut. Gleichzeitig gilt 

das Land als eines der korruptes-

ten der Welt. Auf die Demonstra-

tionen hat die Regierung zuerst 

mit Gewalt geantwortet: bis zum 

7. Oktober sind über hundert 

Menschen durch die Polizei getö-

tet worden. Dann erst wurde ver-

sprochen neue Wohnungen zu 

bauen und Erwerbslose zu unter-

stützen. Aber die Bewegung will 

das ganze korrupte System los-

werden, das seit dem US-

Angriffskrieg 2003 im Irak 

herrscht. Seit damals ist es der 

Regierung und ihren Herren in 

den USA gelungen, die Iraker-

Innen gegeneinander auszuspie-

len: Sunnitische gegen schiiti-

sche Muslime oder Kurden ge-

gen Araber – das Elend wurde 

jeweils der anderen Gruppe in 

die Schuhe geschoben. Jetzt  

demonstrieren vor allem junge 

Menschen jenseits von religiösen  

oder ethnischen Unterschieden 

für ein Ende der Korruption und 

ein Leben in Sicherheit und Wür-

de. Das aber wird es nur ohne 

die vom Westen eingesetzte   

Regierung geben.  
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Die Geschäftsführung eines fran-

zösischen Standorts der deut-

schen Autozulieferfirma Perrin 

will dessen Schließung durchset-

zen. Dem steht eine Verein-

barung mit den Beschäftigten 

entgegen, das Werk noch fünf 

Jahr am Laufen zu halten. Für 

diese Vereinbarung mussten sich 

ArbeiterInnen kräftig für ihr Unter-

nehmen aufopfern: Damit das 

Unternehmen höhere Profite ein-

streichen konnte, wurde die Ar-

beitszeit ausgedehnt, ohne die 

Löhne zu erhöhen. Nun erwirt-

schaftet das Werk zwar Profite, 

doch diese wären nicht hoch ge-

nug, um international „wett-     

bewerbsfähig“ zu sein. Man will 

die Produktion in ein Land mit 

niedrigeren Löhnen verlegen – 

ein durchaus realistisches     

Szenario. 

Auch die Verhandlungen zwi-

schen den VertreterInnen der 

Arbeitenden und der Geschäfts-

führung werden im Film überzeu-

gend dargestellt. Die Arbeitenden 

können im Konflikt weder auf die 

Gewerkschaftsführung vertrauen, 

die viel zu zahm und kompro-

missbereit ist, noch auf den 

Staat, der sich so wenig wie die 

Geschäftsführung um die Arbeits-

plätze schert. Denn es gehöre 

zur Freiheit eines Unternehmens, 

ein Werk zu schließen, das aus 

Sicht der Bosse nicht profitabel 

genug ist. 

Die Arbeitenden wissen, dass sie 

nur auf sich selbst vertrauen kön-

nen und das kommt auch in der 

Sprache des Films zum Aus-

druck. „Wir sind nicht zusam-

men“, wird der Geschäftsführung 

entgegnet, die behauptet, dass 

alle am Unternehmen beteiligten 

gleichermaßen unter der schwie-

rigen wirtschaftlichen Lage lei-

den. Dem Film gehen aber alle 

Antworten aus, als der deutsche 

Chef von Perrin klarstellt: „Wer 

die Realität auf diesem Markt 

nicht wahrhaben will, der verlangt 

eigentlich in einer anderen Welt 

zu leben“. 

Statt einer selbstorganisierten 

ArbeiterInnenklasse bekommen 

wir Laurent Amédéo präsentiert, 

den heroischen Streikführer. Er 

wird zunächst als „einfacher“ Ar-

beiter dargestellt, dem es nur um 

seinen Arbeitsplatz gehe. Aber er 

hat immer das letzte Wort und 

alles tanzt nach seiner Pfeife. 

Wenn dem einmal nicht so ist, 

werden die 1100 Streikenden als 

Pöbel dargestellt, der zu Gewalt-

ausbrüchen neigt. Doch wie sich 

die 1100 ArbeiterInnen organisie-

ren und wie sie den Streik auf-

rechterhalten, erfahren wir nicht. 

Die Masse bleibt gesichtslos. 

Der Streik endet in einer Nieder-

lage. Der Film drückt die Realität 

aus, dass die ArbeiterInnen-

klasse momentan über keine Or-

ganisationen verfügt, mit denen 

sich solche schwierigen Kämpfe 

gewinnen lassen. Die Darstellung 

der Niederlage lässt aber zu 

wünschen übrig. Am Ende des 

Films wird Laurent, auf sich allein 

gestellt, zum Märtyrer. Über das 

Schicksal seiner KollegInnen 

werden wir im Dunkeln gelassen. 

Sie verfügen im Film über keine 

Eigeninitiative, durch die sie in 

die Situation eingreifen könnten. 

Es bleibt ein sehenswerter Film, 

dem es besser getan hätte,     

weniger Scheinwerferlicht auf 

den Protagonisten zu werfen. 

Herausgeberin: RSO, Stiftgasse 8, 1070 Wien | Druck: Flyeralarm GmbH, Würzburg |  

Verantwortlicher Redakteur: Florian Sund, Schmarjestr. 17, 14169 Berlin 

IMPRESSUM 

FILMREZENSION 

Filmrezension: Streik 

D 
er Film „Streik“ (Original: En Guerre – Im Krieg) lief erstmals 2018 in französischen Ki-

nos und ist mittlerweile mit deutschsprachigen Untertiteln auf DVD erhältlich. Fast zwei 

Stunden lang wird darin ein fiktiver Arbeitskampf dargestellt, der eine Werkschließung 

verhindern soll.  



D 
ie Welt, in der wir heu-

te leben, bietet enor-

me Möglichkeiten: Die 

bewusste Verwendung 

von Ressourcen und die Nutzung 

aller technischen Möglichkeiten 

sowie des gesamten mensch-

lichen Wissens kann allen Men-

schen auf unserer Erde ein gutes 

Leben sichern. Doch Sozialab-

bau, schlechter werdende Ar-

beitsbedingungen, Arbeitslosig-

keit und Unternehmerwillkür sind 

Alltag. Hunger, Krieg und Um-

weltzerstörung werden von vielen 

Menschen auf der Welt alltäglich 

erlebt. Ursache dafür ist der Ka-

pitalismus, der ausschließlich im 

Interesse einiger Weniger funkti-

oniert. 

Ihr erreicht uns in 

Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 176 35253643 

Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN 

VERANSTALTUNGEN     

Berlin 

Di, 15.10 - Der Nahe Osten - 

von einem Krieg zum nächs-

ten? 

Di, 29.10 - Proteste in Hong-

kong - Sturmwarnung über  

Asien? 

Die Falken - Bülowladen,  

Bülowstraße 39   

18.00 - 19.30 Uhr 

 

Wien 

Di, 22.10, 19 Uhr - Der zweite 

Weltkrieg – eine marxistische 

Analyse. 

Amerlinghaus Raum 4,  

Stiftgasse 8 

Fr, 26.10, 19 Uhr - Podiums-

diskussion: Welche Klimabe-

wegung brauchen wir?  

W23, Wipplingerstraße 23 

 

29.10, 19 Uhr - Entstehung 

und Geschichte des fossilen 

Kapitalismus  

Amerlinghaus Raum 4,  

Stiftgasse 8 

 

15.11./16.11 - Linker Aktivist-

Innenkongress: Generation 

Revolution 

Club der Freunde des ÖHTB, 

Gudrunstraße 135, 1100 Wien 

 

Düsseldorf 

Do, 10.10. - Hongkong – Was ist 

los in Hongkong und welche  

Perspektiven hat die Bewegung? 

Do, 17.10. - Die Französische 

Revolution — Freiheit und 

Gleichheit für alle? 

Do, 24.10. - Erdogans Angriffs-

krieg gegen Rojava—welche 

Perspektive für Kurdistan? 

Do, 07.11. - Die Revolution von 

1848/49 oder wie das deutsche 

Bürgertum die bürgerliche Revo-

lution verriet 

Café Solaris 

Kopernikusstr. 53 

Jeweils ab 19 Uhr 


